
r  ^  ^ - t a

Aktionsbündnis aus Rheinland-pfalz und Hessen will kommunales Wahlrecht für alle Ausländer
,n .* o krari "i#"tfi t'i rä{- sümm e"

Von
Stefanie Widmann

Mehrheit in Bundesrat und
Bundestag Rheinland-Pfalz
hatte 2007 bereits einen Ge-
setzentwurf im Bundesrat vor-
geleg! Die Beftirworter sind
sich einig, dass Integration vo-
raussetzl an der Gestaltung des
eigenen Lebensumfeldes mit-
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Wahlrecht
I In Rheinland-Pfalz sind
1OO OOO Ausländer durch ihre
Herkunft aus der EU zu den
Kommunalwahlen zugelas'
sen, 15OOOO aus Drittstaa-

' ten nichL
I ln Hessen haben 220OOO
Ausländet das Kommunal-
Wahlrecht 450 0OO dürfen
nicht zur Urne gelEn' da sie
aus Nicht-Eu-Ländern stam'
men,

zuwirken. Das AktionsbüT rdnis
hoft jetzt darauf, dass vor al-
lem auch Kommunen mlt ent-
sprechenden Resolutionen ak-
tiv werden. Nach dem Start-
schuss flir die Aktion,,Kommu-
nales Wahlrecht frir alle" sollen
die Ideen in Kommunal- und
Landesparlamente getragen
werden.

..Wir sind der Meinung, dass
ali-e Menschen" die hier ihren
Lebensmittelp'rinkt haben, aul
Ausenhöhe 

- 
mitentscheiden

köinen sollten', sagte Vito
Contento. Vorsitzerrder der Ar-
beitseemeinschaft der Auslän-
derbäiräte Rheinland'Pfalz
(asarD). Das Wahlrecht müsse
I rineithäneicvon der Herkunft
- allen eeiv-ährt werden Seit
f995 in-EuroPa in allen Mit-
cliedsländem 

-das 
kommunale

Wahlrecht für alle EU-Bürger
einsefiiht wurde, gebe es aYei
Kla-ssen von Ausländem. Die

Unetcichbehandlung müsse ein
Enäe haben. CoIrad-o Benedet-
to. Vorsitzender der Arbeitsge-
mäinschaft der Ausländeöei-
räte Hessen (agah), verwies da-
rauL dass ei seit Anwerbung
der ärsten Gast&beiter ein hal-
bes fahrhundert gedauert habe,
bis 

-Ileutsctrland 
2005 aner-

kannt habe, dass es ein Ein-
wandenngsland ist Nun müq+
ten Konsequenzen daraus ge-
zogen werden.

{uslana Sliletmranom aus
Aseöeidschan, 

-die 
seit fünf

Iahren in Mainz lebt, schildert
ude es ist, nicht mitbestimmen
zu dilrfen: .solange ich hier
studiert habe, hat es mir nichts
aussemachl" Aber ietzf da sie
ein-Xind habe, stäre es sie. /ls
Ausländerin aus einem Dritt-
land bezeichnet zu werden, ist
kein schönes Gefühl, aber des-
wegen benachteiligt zu werden,
ein noch schlechteres.'

REGION. Ein Wahlrecht fth
alle in Deutschland lebenden
Menschen über 18 fahrc will
ein Bündnis aus rheinland-
pfülzischen Ausländer-Organi-'sationen, 

Gewerkschaften und
Lieen der Freien Wohlfahrts-
pfl-ese erreichen. Auf einer'noo-tsfahrt 

auf dem Rhein zwi-
schen Mainz und Wie$aden -

-allesistim Fluss" - präsentier-
[en Vertreter des Bündnisses
ihre ldeen und forderten für die
nächste l*gislaturPeriode des
Brmdestages eine entsPrechen-
de Anderune des Artikels 2E
äes Grundeesetzes. Um für alle
dauerhaft in Peutschtand le-
benden Einwohner gleich wel-
cher Nationalität das kommu-
nale Wahlrecht zu etreichen,
bedarf es einer zwei lhittel-


